
richtlinien zur «erklärung»

Ziffer 1 der «Erklärung der Pflichten»

Sie halten sich an die Wahrheit ohne

Rücksicht auf die sich daraus für sie

ergebenden Folgen und lassen sich

vom Recht der Öffentlichkeit leiten,

die Wahrheit zu erfahren.

Richtlinie 1.1 – Wahrheitssuche

Die Wahrheitssuche stellt den Aus-

gangspunkt der Informationstätigkeit

dar. Sie setzt die Beachtung verfügbarer

und zugänglicher Daten, die Achtung der

Integrität von Dokumenten (Text, Ton

und Bild), die Überprüfung und die allfäl-

lige Berichtigung voraus. Diese Aspekte

werden nachfolgend unter den Ziffern 3,

4 und 5 der «Erklärung der Pflichten» be-

handelt.

Ziffer 2 der «Erklärung der Pflichten»

Sie verteidigen die Freiheit der Infor-

mation, die sich daraus ergebenden

Rechte, die Freiheit des Kommentars

und der Kritik sowie die Unabhängig-

keit und das Ansehen ihres Berufes.

Richtlinie 2.1 – Informationsfreiheit

Die Informationsfreiheit ist die wichtigste

Voraussetzung der Wahrheitssuche. Es

obliegt allen Journalistinnen und Journa-

listen, dieses Grundprinzip allgemein

und individuell zu verteidigen. Der

Schutz dieser Freiheit wird durch die Zif-

fern 6, 9, 10 und 11 der «Erklärung der

Pflichten» und durch die «Erklärung der

Rechte» gewährleistet.

Richtlinie 2.2 – Meinungspluralismus

Der Meinungspluralismus trägt zur Ver-

teidigung der Informationsfreiheit bei. Er

ist notwendig, wenn sich ein Medium in

einer Monopolsituation befindet.

Richtlinie 2.3 – Trennung von Fakten

und Kommentar

Journalistinnen und Journalisten achten

darauf, dass das Publikum zwischen

Fakten und kommentierenden, kritisie-

renden Einschätzungen unterscheiden

kann.

Richtlinie 2.4 – Öffentliche Funktionen

Die Ausübung des Berufs der Journali-

stin, des Journalisten ist grundsätzlich

nicht mit der Ausübung einer öffentlichen

Funktion vereinbar. Wird eine politische

Tätigkeit aufgrund besonderer Umstän-

de ausnahmsweise wahrgenommen, ist

auf eine strikte Trennung der Funktionen

zu achten. Zudem muss die politische

Funktion dem Publikum zur Kenntnis ge-

bracht werden. Interessenkonflikte

schaden dem Ansehen der Medien und

der Würde des Berufs. Dieselben Regeln

gelten auch für private Tätigkeiten, die

sich mit der Informationstätigkeit über-

schneiden könnten.

Richtlinie 2.5 – Exklusivverträge

Exklusivverträge mit Trägerinnen und

Trägern von Informationen dürfen nicht

Vorgänge oder Ereignisse zum Gegen-

stand haben, die für die Information der

Öffentlichkeit und die Meinungsbildung
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von erheblicher Bedeutung sind. Wenn

solche Verträge ein Informationsmono-

pol etablieren, indem sie andere Medien

vom Zugang zu Informationen aus-

schliessen, beeinträchtigen sie die Pres-

sefreiheit.

Ziffer 3 der «Erklärung der Pflichten»

Sie veröffentlichen nur Informationen,

Dokumente Bilder, und Töne deren

Quellen ihnen bekannt sind. Sie unter-

schlagen keine wichtigen Elemente

von Informationen und entstellen we-

der Tatsachen, Dokumente, Bilder und

Töne noch von anderen geäusserte

Meinungen. Sie bezeichnen unbestä-

tigte Meldungen, Bild- und Tonmonta-

gen ausdrücklich als solche.

Richtlinie 3.1 – Quellenbearbeitung

Ausgangspunkt der journalistischen

Sorgfaltspflichten bildet die Überprüfung

der Quelle einer Information und ihrer

Glaubwürdigkeit. Eine genaue Bezeich-

nung der Quelle eines Beitrags liegt im

Interesse des Publikums, sie ist vorbe-

hältlich eines überwiegenden Interesses

an der Geheimhaltung einer Quelle uner-

lässlich, wenn dies zum Verständnis der

Information wichtig ist.

Richtlinie 3.2 – Medienmitteilungen

Medienmitteilungen von Behörden, Par-

teien, Verbänden, Unternehmen oder

anderer Interessengruppen sind als sol-

che zu kennzeichnen.

Richtlinie 3.3 – Archivdokumente

Archivdokumente sind ausdrücklich als

solche zu kennzeichnen, allenfalls mit

Angabe des Datums der Erstveröffentli-

chung.

Richtlinie 3.4 – Illustrationen

Bilder oder Filmsequenzen mit Illustra-

tionsfunktion, die ein Thema, Personen

oder einen Kontext ins Bild rücken, die

keinen direkten Zusammenhang mit dem

Textinhalt haben (Symbolbilder), sollen als

solche erkennbar sein. Sie sind klar von

Bildern mit Dokumentations- und Infor-

mationsgehalt unterscheidbar zu ma-

chen, die zum Gegenstand der Berichter-

stattung einen direkten Bezug herstellen.

Richtlinie 3.5 – Fiktive Sequenzen

Fiktive Sequenzen und gestellte Bilder,

die in Fernsehberichten und Reportagen

von Schauspielerinnen bzw. Schauspie-

lern stellvertretend für die von einer Be-

richterstattung betroffenen realen Perso-

nen gespielt werden, sind klar als solche

zu kennzeichnen.

Richtlinie 3.6 – Montagen

Foto- und Videomontagen sind gerecht-

fertigt, soweit sie dazu dienen, einen

Sachverhalt zu erklären, eine Mutmas-

sung zu illustrieren, kritische Distanz zu

wahren, oder wenn sie einen

satirischen Angriff enthalten. Sie sind in

jedem Fall deutlich als solche zu kenn-

zeichnen, damit für das Publikum keine

Verwechslungsgefahr besteht.
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richtlinien zur «erklärung»

Richtlinie 3.7 – Meinungsumfragen

Bei der Veröffentlichung von Meinungs-

umfragen sollten die Medien dem Publi-

kum immer alle Informationen zugäng-

lich machen, die für das Verständnis der

Umfrage nützlich sind: Mindestens Zahl

der befragten Personen, Repräsentati-

vität, mögliche Fehlerquote, Erhebungs-

gebiet, Zeitraum der Befragung, Auftrag-

geberin / Auftraggeber. Aus dem Text

sollten auch die konkreten Fragen inhalt-

lich korrekt hervorgehen.

Richtlinie 3.8 – Anhörung bei

schweren Vorwürfen

Aus dem Fairnessprinzip und dem ethi-

schen Gebot der Anhörung beider Sei-

ten («Audiatur et altera pars») leitet sich

die Pflicht der Journalistinnen und Jour-

nalisten ab, Betroffene vor der Publika-

tion schwerer Vorwürfe anzuhören. De-

ren Stellungnahme ist im gleichen Me-

dienbericht kurz und fair wiederzugeben.

Ausnahmsweise kann auf die Anhörung

verzichtet werden, wenn dies durch ein

überwiegendes öffentliches Interesse

gerechtfertigt ist.

Der von schweren Vorwürfen betroffe-

nen Partei muss nicht derselbe Umfang

im Bericht zugestanden werden wie der

Kritik. Aber die Betroffenen sollen sich zu

den schweren Vorwürfen äussern kön-

nen.

Ziffer 4 der «Erklärung der Pflichten»

Sie bedienen sich bei der Beschaffung

von Informationen, Tönen, Bildern und

Dokumenten keiner unlauteren Me-

thoden. Sie bearbeiten nicht oder las-

sen nicht Bilder bearbeiten zum Zweck

der irreführenden Verfälschung des

Originals. Sie begehen kein Plagiat.

Richtlinie 4.1 – Verschleierung des

Berufs

Es ist unlauter, bei der Beschaffung von

Informationen, Tönen, Bildern und Do-

kumenten, die zur Veröffentlichung vor-

gesehen sind, den Beruf als Journalistin

/Journalist zu verschleiern.

Richtlinie 4.2 – Verdeckte

Recherchen

Verdeckte Recherchen sind ausnahms-

weise zulässig, wenn ein überwiegendes

öffentliches Interesse an den damit re-

cherchierten Informationen besteht und

wenn diese Informationen nicht auf an-

dere Weise beschafft werden können.

Sie sind weiter zulässig, wenn Ton- oder

Bildaufnahmen Journalistinnen und

Journalisten gefährden würden, immer

ein überwiegendes öffentliches Interes-

se an diesen Aufnahmen vorausgesetzt.

Besondere Beachtung ist der Wahrung

des Persönlichkeitsschutzes von zufäl-

lig anwesenden Personen zu schenken.

Journalistinnen und Journalisten dürfen

den Rückgriff auf an sich unlautere Me-

thoden auch in diesen Ausnahmefällen

aus Gewissensgründen ablehnen.



Richtlinie 4.3 – Bezahlung von

Informantinnen / Informanten

Die Bezahlung von Informantinnen / In-

formanten, die nicht zum Berufsstand

gehören, ist grundsätzlich nicht zulässig,

da dadurch der Informationsfluss und

der Inhalt der Information beeinträchtigt

werden kann. Vorbehalten sind Fälle ei-

nes überwiegenden öffentlichen Interes-

ses. Der Kauf von Informationen oder

Bildern von Personen, die in ein Ge-

richtsverfahren verwickelt sind, ist unter-

sagt. Vorbehalten ist die Rechtfertigung

durch ein überwiegendes öffentliches

Interesse, sofern die Information nicht

auf andere Weise beschafft werden

kann.

Richtlinie 4.4 – Sperrfristen

Wenn eine Information oder ein Doku-

ment mit einer gerechtfertigten Sperrfrist

(Abgabe von Texten noch nicht gehalte-

ner Reden; Beeinträchtigung wichtiger

Interessen bei einer verfrühten Publika-

tion usw.) an ein oder mehrere Medien

übergeben wird, ist diese Sperrfrist zu

respektieren. Sperrfristen dürfen nicht

Werbezwecken dienen. Hält eine Redak-

tion eine Sperrfrist nicht für gerechtfer-

tigt, hat sie die Quelle über ihre Absicht,

umgehend an die Öffentlichkeit zu ge-

hen, zu informieren, damit die Quelle die

übrigen Medien benachrichtigen kann.

Richtlinie 4.5 – Interview

Das Interview basiert auf einer Vereinba-

rung zwischen zwei Partnerinnen / Part-

nern, welche die dafür geltenden Regeln

festlegen. Besondere Bedingungen vor

der Aufzeichnung (Beispiel: Verbot, ge-

wisse Fragen zu stellen) sind bei der Pu-

blikation öffentlich zu machen. Im Nor-

malfall müssen Interviews autorisiert

werden. Ohne ausdrückliches Einver-

ständnis des Gesprächspartners sind

Medienschaffende nicht befugt, aus ei-

nem Gespräch nachträglich ein Interview

zu konstruieren.

Die interviewte Person darf bei der Auto-

risierung keine wesentlichen Änderun-

gen vornehmen (Veränderungen des

Sinnes, Streichung oder Hinzufügung

von Fragen). Sie kann aber offensichtli-

che Irrtümer korrigieren. Auch bei star-

ken Kürzungen soll die interviewte Per-

son ihre Äusserungen im Text wiederer-

kennen können. Ist keine Einigung zu er-

zielen, haben Medienschaffende das

Recht, auf eine Publikation zu verzichten

oder den Vorgang transparent zu ma-

chen. Wenn beide Seiten mit einer Fas-

sung einverstanden sind, kann hinterher

nicht mehr auf frühere Fassungen zu-

rückgegriffen werden.

Richtlinie 4.6 – Recherchegespräche

Journalistinnen und Journalisten sollen

ihre Gesprächspartner über das Ziel des

Recherchegesprächs informieren. Me-

dienschaffende dürfen Statements ihrer

Gesprächspartner bearbeiten und kür-

zen, soweit dies die Äusserungen nicht

entstellt. Der befragten Person muss be-

wusst sein, dass sie eine Autorisierung
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der zur Publikation vorgesehenen Äus-

serungen verlangen darf.

Richtlinie 4.7 – Plagiat

Wer ein Plagiat begeht, d.h. wer Informa-

tionen, Präzisierungen, Kommentare,

Analysen und sämtliche anderen Infor-

mationsformen von einer Berufskollegin,

einem Berufskollegen ohne Quellenan-

gabe in identischer oder anlehnender

Weise übernimmt, handelt unlauter

gegenüber seinesgleichen.

Ziffer 5 der «Erklärung der Pflichten»

Sie berichtigen jede von ihnen veröf-

fentlichte Meldung, deren materieller

Inhalt sich ganz oder teilweise als

falsch erweist.

Richtlinie 5. – Berichtigungspflicht

Die Berichtigungspflicht wird von den Me-

dienschaffenden unverzüglich von sich

aus wahrgenommen und ist Teil der Wahr-

heitssuche. Die materielle Unrichtigkeit

betrifft die Fakten und nicht die sich auf er-

wiesene Fakten abstützenden Werturteile.

Richtlinie 5.2 – Leserinnen- und

Leserbriefe

Die berufsethischen Normen gelten auch

für die Veröffentlichung von Leserinnen-

und Leserbriefe. Der Meinungsfreiheit ist

aber gerade auf der Leserbriefseite ein

grösstmöglicher Freiraum zuzugeste-

hen, weshalb die Leserbriefredaktion nur

bei offensichtlichen Verletzungen der

«Erklärung der Pflichten und Rechte der

Journalistinnen» einzugreifen hat. Lese-

rinnen- und Leserbriefe sind vom Autor

oder der Autorin zu zeichnen. Sie wer-

den nur bei begründeten Ausnahmen

anonym abgedruckt. Leserinnen- und

Leserbriefe dürfen redigiert und dem

Sinn entsprechend gekürzt werden. Aus

Transparenzgründen sollte die Leserin-

nen- und Leserbriefseite einen regel-

mässigen Hinweis enthalten, dass sich

die Redaktion das Kürzungsrecht vorbe-

hält. Von der Kürzung ausgenommen

sind Fälle, in denen ein Leserinnen- und

Leserbriefschreiber oder eine Leserin-

nen- und Leserbriefschreiberin auf den

Abdruck des integralen Textes besteht.

Dann ist entweder diesem Wunsch

nachzugeben oder die Veröffentlichung

abzulehnen.

Ziffer 6 der «Erklärung der Pflichten»

Sie wahren das Redaktionsgeheimnis

und geben die Quellen vertraulicher

Informationen nicht preis.

Richtlinie 6.1 – Redaktionsgeheimnis

Die Berufspflicht, das Redaktionsge-

heimnis zu wahren, geht weiter als das

gesetzliche Zeugnisverweigerungsrecht.

Das Redaktionsgeheimnis schützt die

Quellen der Journalistinnen und Journa-

listen (Notizen, Adressen, Ton- und Bild-

aufnahmen usw.). Es schützt Informan-

tinnen und Informanten, sofern sie ihre

Mitteilungen unter der Voraussetzung

richtlinien zur «erklärung»



abgegeben haben, dass sie bei einer Pu-

blikation nicht identifizierbar gemacht

werden dürfen.

Richtlinie 6.2 – Ausnahmen des

Quellenschutzes

Journalistinnen und Journalisten haben

ungeachtet der gesetzlichen Ausnahme-

regelungen des Zeugnisverweigerungs-

rechts in jedem Einzelfall eine Interes-

senabwägung zwischen dem Recht der

Öffentlichkeit auf Information und ande-

ren schützenswerten Interessen vorzu-

nehmen. In Extremfällen können sich

Journalistinnen und Journalisten von der

abgegebenen Zusicherung der Vertrau-

lichkeit entbunden fühlen. Dies gilt ins-

besondere dann, wenn sie Kenntnis von

besonders schweren Verbrechen oder

Drohungen erhalten, ebenso bei Angrif-

fen auf die innere oder äussere Sicher-

heit des Staates.

Ziffer 7 der «Erklärung der Pflichten»

Sie respektieren die Privatsphäre der

einzelnen Person, sofern das öffentli-

che Interesse nicht das Gegenteil ver-

langt. Sie unterlassen anonyme und

sachlich nicht gerechtfertigte An-

schuldigungen.

Richtlinie 7.1 – Privatsphäre

Jede Person hat Anspruch auf den

Schutz ihres Privatlebens. Journalistin-

nen und Journalisten dürfen im Privatbe-

reich niemanden ohne Einwilligung auf-

nehmen. Ebenso ist die Belästigung von

Personen in ihrem Privatbereich (Eindrin-

gen in Häuser, Verfolgung, Auflauern, te-

lefonische Behelligung usw.) zu unterlas-

sen. Dies gilt in besonderem Masse,

wenn sie gebeten haben, in Ruhe gelas-

sen zu werden. Auch im öffentlichen Be-

reich ist das Fotografieren oder Filmen

von Privatpersonen nur dann ohne Ein-

willigung der Betroffenen zulässig, wenn

sie auf dem Bild nicht herausgehoben

werden. Hingegen ist es im Rahmen des

öffentlichen Interesses erlaubt, über Auf-

tritte von Personen im Gemeinbereich

auch bildlich zu berichten.

Richtlinie 7.2 – Personen in

Notsituationen

Besondere Zurückhaltung ist bei Perso-

nen geboten, die sich in einer Notsitua-

tion befinden oder unter dem Schock ei-

nes Ereignisses stehen sowie bei Trau-

ernden. Dies gilt sowohl für die Betroffe-

nen als auch ihre Familien und

Angehörigen. Interviews in Spitälern und

ähnlichen Institutionen dürfen nur mit

Einwilligung der Verantwortlichen reali-

siert werden.

Richtlinie 7.3 – Personen des

öffentlichen Lebens

Fotografien und Fernsehbilder von Per-

sonen des öffentlichen Lebens haben

dem Umstand Rechnung zu tragen,

dass auch diese Personen ein Recht auf

eine Privatsphäre und auf ihr eigenes

Bild haben. Journalistinnen und Journa-
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listen können davon ausgehen, dass

Prominente nicht daran interessiert sind,

anders behandelt zu werden, als die Me-

dienschaffenden selber an deren Stelle

behandelt werden möchten.

Richtlinie 7.4 – Kinder

Kinder bedürfen eines besonderen

Schutzes; dies gilt auch für Kinder von

Prominenten oder weiteren Personen,

die Gegenstand des Medieninteresses

sind. Besondere Zurückhaltung ist ange-

zeigt bei der Berichterstattung im Zu-

sammenhang mit Kindern (sei es als Op-

fer, mögliche TäterInnen oder als Zeu-

gInnen) bei Gewaltverbrechen. Dies gilt

vor allem bei Befragungen.

Richtlinie 7.5 – Unschuldsvermutung

Bei der Gerichtsberichterstattung ist der

Unschuldsvermutung Rechnung zu tra-

gen. Nach einer eventuellen Verurteilung

haben Journalistinnen und Journalisten

auf die Familie und die Angehörigen der

/ des Verurteilten, wie auch auf die Re-

sozialisierungschancen Rücksicht zu

nehmen.

Richtlinie 7.6 – Namensnennung

In Anwendung der vorgenannten Be-

stimmung veröffentlichen Journalistin-

nen und Journalisten grundsätzlich we-

der Namen noch andere Angaben, die

eine Identifikation einer von einem Ge-

richtsverfahren betroffenen Person

durch Dritte ermöglichen, die nicht zu

Familie, sozialem oder beruflichem Um-

feld gehören, also ausschliesslich durch

die Medien informiert werden. Ausnah-

men von dieser Grundregel sind zulässig:

• wenn dies durch ein überwiegendes

öffentliches Interesse gerechtfertigt ist;

• wenn die betroffene Person mit einem

politischen Amt oder einer staatlichen

Funktion betraut ist und wenn sie be-

schuldigt wird, damit unvereinbare

Handlungen begangen zu haben;

• wenn eine Person in der Öffentlichkeit

allgemein bekannt ist; diese Ausnah-

me ist mit Zurückhaltung anzuwen-

den; zudem müssen die vorgeworfe-

nen Handlungen im Zusammenhang

mit der Bekanntheit stehen.

• wenn die betroffene Person ihren Na-

men im Zusammenhang mit dem Ver-

fahren selber öffentlich macht oder

ausdrücklich in die Veröffentlichung

einwilligt;

• sowie wenn die Namensnennung not-

wendig ist, um eine für Dritte nachtei-

lige Verwechslung zu vermeiden.

Richtlinie 7.7 – Nichteröffnung,

Einstellung und Freispruch

Wenn eine Person in ein Gerichtsverfah-

ren verwickelt ist, welches mit Nichter-

öffnung, Einstellung oder Freispruch er-

ledigt wird, muss die Art und Weise der

entsprechenden Berichterstattung in ei-

nem angemessenen Verhältnis zur ur-

sprünglichen Präsentation des Falles

stehen. Wenn der Name der betroffenen

Person genannt wurde oder diese sonst-

wie identifizierbar war, ist bei der Berich-

richtlinien zur «erklärung»



terstattung über den Gerichtsentscheid

diesem Umstand angemessen Rech-

nung zu tragen.

Richtlinie 7.8 – Sexualdelikte

Bei Sexualdelikten ist den Interessen der

Opfer besondere Rechnung zu tragen. Es

dürfen keine Begriffe verwendet werden,

die eine Identifikation des Opfers ermög-

lichen. Sofern Minderjährige betroffen

sind, ist bei der Verwendung des Begriff

«Inzest» besondere Vorsicht geboten.

Richtlinie 7.9 – Suizid

Die Massenmedien üben bei Suizidfällen

grösste Zurückhaltung. Ausnahmsweise

darf über Suizide in folgenden Fällen be-

richtet werden:

– wenn sie grosses öffentliches Aufse-

hen erregen;

– wenn sich Personen des öffentlichen Le-

bens das Leben nehmen. Bei weniger

bekannten Persönlichkeiten muss ihr

Handeln zumindest in einem vermuteten

öffentlichen Zusammenhang stehen;

– wenn der Verstorbene oder seine An-

gehörigen von sich aus an die Öffent-

lichkeit gelangt sind;

– wenn sie im Zusammenhang mit ei-

nem von der Polizei gemeldeten Ver-

brechen stehen;

– wenn sie Demonstrationscharakter ha-

ben und auf ein ungelöstes Problem

aufmerksam machen wollen;

– wenn dadurch eine öffentliche Diskus-

sion ausgelöst wird;

– wenn Gerüchte oder Anschuldigun-

gen im Umlauf sind.

In allen Fällen hat sich die Berichterstat-

tung auf die für das Verständnis notwen-

digen Angaben zu beschränken und darf

keine intimen oder herabsetzenden Ein-

zelheiten enthalten. Um das Risiko von

Nachahmungstaten zu vermeiden, ver-

zichten die Medien auf detaillierte, präzi-

se Angaben über angewandte Metho-

den und Mittel.

Richtlinie 7.10 – Bilder von Kriegen,

Konflikten und Prominenten

Bei Fotografien und Fernsehbildern von

Kriegen und Konflikten, Terrorakten und

Prominenten sind vor der Publikation

oder Ausstrahlung die nachfolgenden

Fragen sorgfältig zu prüfen:

• Was stellen die Fotografien oder die

Bilder genau dar?

• Ist die im Bild dargestellte Szene ge-

eignet, die abgebildete(n) Person(en),

die Betrachterin, den Betrachter oder

beide zu verletzen?

• Sofern das Bild einen historischen Mo-

ment dokumentiert: überwiegt nicht

das Recht auf Totenruhe gegenüber

dem Interesse der Öffentlichkeit an ei-

ner Publikation?

• Ist bei Archivbildern die Einwilligung

für eine neuerliche Publikation gege-

ben worden? Befindet sich die abge-

bildete Person noch immer in der glei-

chen Situation?
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Ziffer 8 der «Erklärung der Pflichten»

Sie respektieren die Menschenwürde

und verzichten in ihrer Berichterstat-

tung in Text, Bild und Ton auf diskrimi-

nierende Anspielungen, welche die

ethnische oder nationale Zugehörig-

keit, die Religion, das Geschlecht, die

sexuelle Orientierung, Krankheiten

sowie körperliche oder geistige Be-

hinderung zum Gegenstand haben.

Die Grenzen der Berichterstattung in

Text, Bild und Ton über Kriege, terro-

ristische Akte, Unglücksfälle und Kat-

astrophen liegen dort, wo das Leid

der Betroffenen und die Gefühle ihrer

Angehörigen nicht respektiert wer-

den.

Richtlinie 8.1 – Achtung der

Menschenwürde

Die Informationstätigkeit hat sich an der

Achtung der Menschenwürde zu orien-

tieren. Sie ist ständig gegen das Recht

der Öffentlichkeit auf Information abzu-

wägen. Dies gilt sowohl hinsichtlich der

direkt betroffenen oder berührten Perso-

nen als auch gegenüber der gesamten

Öffentlichkeit.

Richtlinie 8.2 – Diskriminierungs-

verbot

Bei Berichten über Straftaten dürfen An-

gaben über ethnische Zugehörigkeit,

Religion, sexuelle Orientierung, Krank-

heiten, körperliche oder geistige Behin-

derung gemacht werden, sofern sie für

das Verständnis notwendig sind. Die

Nennung der Nationalität darf keine Dis-

kriminierung zur Folge haben: sofern sie

nicht systematisch erwähnt (und also

auch bei schweizerischen Staatsange-

hörigen angewendet wird), gelten die

gleichen restriktiven Bedingungen wie für

die übrigen in dieser Richtlinie genannten

Angaben. Besondere Beachtung ist dem

Umstand zu schenken, dass solche An-

gaben bestehende Vorurteile gegen Min-

derheiten verstärken können.

Richtlinie 8.3 – Opferschutz

Autorinnen und Autoren von Berichten

über dramatische Ereignisse oder Ge-

walt müssen immer sorgfältig zwischen

dem Recht der Öffentlichkeit auf Infor-

mation und den Interessen der Opfer

und der Betroffenen abwägen. Journali-

stinnen und Journalisten sind sensatio-

nelle Darstellungen untersagt, welche

Menschen zu blossen Objekten degra-

dieren. Als sensationell gilt insbesonde-

re die Darstellung von Sterbenden, Lei-

denden und Leichen, wenn die Darstel-

lung in Text und Bild hinsichtlich detail-

getreuer Beschreibung sowie Dauer und

Grösse der Einstellungen die Grenze des

durch das legitime Informationsbedürf-

nis der Öffentlichkeit Gerechtfertigten

übersteigt.

Richtlinie 8.4 – Bilder über Kriege

und Konflikte

Fotografien und Fernsehbilder über Krie-

ge und Konflikte sollten darüber hinaus

vor ihrer Publikation oder Ausstrahlung
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hinsichtlich folgender Fragen geprüft

werden:

• Handelt es sich wirklich um ein einma-

liges Dokument der Zeitgeschichte?

• Sind die abgebildeten Personen als In-

dividuen identifizierbar?

• Würde ihre Menschenwürde durch

eine Publikation verletzt?

Richtlinie 8.5 – Bilder von Unglücks-

fällen, Katastrophen und Verbrechen

Fotografien und Fernsehbilder von Un-

glücksfällen, Katastrophen und Verbre-

chen müssen die Menschenwürde re-

spektieren und darüber hinaus die Situ-

ation der Familie und der Angehörigen

der Betroffenen berücksichtigen. Dies

gilt besonders im Bereich der lokalen

und regionalen Information.

Ziffer 9 der «Erklärung der Pflichten»

Sie nehmen weder Vorteile noch Ver-

sprechungen an, die geeignet sind,

ihre berufliche Unabhängigkeit und

die Äusserung ihrer persönlichen

Meinung einzuschränken.

Richtlinie 9.1 – Unabhängigkeit

Die Wahrung der Unabhängigkeit der

Journalistinnen und Journalisten ist für

die Verteidigung der Pressefreiheit unab-

dingbar. Die Wahrung der Unabhängig-

keit erfordert ständige Wachsamkeit. Die

Annahme von individuellen Einladungen

und Geschenken ist zulässig, sofern die-

se das übliche Mass nicht übersteigen.

Dies gilt sowohl für berufliche als auch

für soziale Beziehungen. Die Recherche

von Informationen und ihre Veröffentli-

chung darf durch die Annahme von Ein-

ladungen oder Geschenken niemals be-

einflusst werden.

Richtlinie 9.2 – Interessenbindungen

Die Wirtschafts- und Finanzberichter-

stattung ist der Gewährung verschie-

denster Vergünstigungen und dem Zu-

gang zu Insiderwissen besonders aus-

gesetzt. Journalistinnen und Journali-

sten dürfen Informationen, von denen sie

vor deren Veröffentlichung Kenntnis er-

halten, nicht zu ihrem Vorteil auswerten

oder durch Dritte auswerten lassen. Sie

dürfen nicht über Gesellschaften oder

Wertpapiertitel schreiben, zu denen

durch sie oder ihre Angehörigen Interes-

senbindungen bestehen, so dass ein

Interessenkonflikt entstehen könnte. Sie

dürfen keine vergünstigten Beteiligun-

gen im Austausch gegen Medienberich-

te annehmen, selbst wenn es sich nicht

um Gefälligkeitsberichte handelt.

Schweizer Presserat
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Ziffer 10 der «Erklärung der Pflichten»

Sie vermeiden in ihrer beruflichen Tä-

tigkeit als Journalistinnen und Jour-

nalisten jede Form von kommerzieller

Werbung und akzeptieren keinerlei

Bedingungen von seiten der Inserent-

innen und Inserenten.

Richtlinie 10.1 – Trennung zwischen

redaktionellem Teil und Werbung

Die deutliche Trennung zwischen redak-

tionellem Teil bzw. Programm und Wer-

bung ist für die Glaubwürdigkeit der Me-

dien unabdingbar. Inserate und Werbe-

sendungen sind gestalterisch von redak-

tionellen Beiträgen klar abzuheben.

Sofern sie nicht optisch/akustisch ein-

deutig als solche erkennbar sind, müs-

sen sie explizit als «Anzeigen», «Wer-

bung», «Werbereportagen», «Werbe-

spots» oder durch andere dem Publikum

geläufige vergleichbare Begriffe dekla-

riert werden. Journalistinnen und Jour-

nalisten dürfen diese Abgrenzung nicht

durch Einfügen von Schleichwerbung in

der redaktionellen Berichterstattung

unterlaufen.

Richtlinie 10.2– Sponsoring, Koppe-

lung von redaktionellen Berichten

und Werbung

Bei gesponserten Medienberichten sind

der Name des Sponsors transparent zu

machen und die freie Themenauswahl

und -bearbeitung durch die Redaktion

zu gewährleisten. Redaktionelle Beiträge

(z.B. «begleitende» redaktionelle Berich-

terstattungen), die als «Gegenleistung»

zu Inseraten und Werbesendungen ver-

öffentlicht werden, sind unzulässig.

Richtlinie 10.3 – Lifestyle-Berichte;

Nennung von Marken und Produkten

Die Freiheit der Redaktion bei der Aus-

wahl der redaktionellen Themen in Berei-

chen wie «Lifestyle» oder «Ratgeber» ist

zu gewährleisten. Die berufsethischen

Regeln erfassen auch Berichte, die Kon-

sumgüter und Dienstleistungen vorstel-

len. Die unkritische oder hochlobende

Präsentation von Konsumgegenstän-

den, die häufiger als nötige Nennung von

Produkte- oder Dienstleistungsmarken

und die blosse Wiedergabe von Werbes-

logans im redaktionellen Text gefährden

die Glaubwürdigkeit des Mediums und

der Journalistinnen und Journalisten.

Richtlinie 10.4 – Public Relations

Journalistinnen und Journalisten redigie-

ren keine interessengebundenen Texte

(Werbung und Public Relations), die ihre

journalistische Unabhängigkeit beein-

trächtigen. Heikel sind insbesondere

Themen, die sie auch publizistisch bear-

beiten. Sie berichten nicht anders als

sonst über Anlässe, bei denen das eige-

ne Medienhaus Sponsor/in oder «Me-

dienpartner/in» ist.

Richtlinie 10.5 – Inserateboykotte

Journalistinnen und Journalisten vertei-

digen die Informationsfreiheit bei tat-

sächlicher oder drohender Beeinträchti-

richtlinien zur «erklärung»



gung durch private Interessen, nament-

lich bei Inserateboykotten oder Boykott-

drohungen. Drohungen oder Boykotte

sind grundsätzlich öffentlich zu machen.

Ziffer 11 der «Erklärung der Pflichten»

Sie nehmen journalistische Weisun-

gen nur von den hierfür als ver-

antwortlich bezeichneten Mitgliedern

ihrer Redaktion entgegen, und akzep-

tieren sie nur dann, wenn diese zur Er-

klärung der Pflichten der Journalistin-

nen und Journalisten nicht im Gegen-

satz stehen.

Buchstabe a.

der «Erklärung der Rechte»

Sie haben freien Zugang zu allen In-

formationsquellen und die Freiheit zur

unbehinderten Ermittlung aller Tatsa-

chen, die von öffentlichem Interesse

sind; die Geheimhaltung öffentlicher

oder privater Angelegenheiten kann

dabei den Journalistinnen und Jour-

nalisten gegenüber nur in Ausnahme-

fällen und nur mit klarer Darlegung

der Gründe geltend gemacht werden.

Richtlinie a.1 – Indiskretionen

Medien dürfen Informationen veröffent-

lichen, die ihnen durch Indiskretionen

bekanntgeworden sind, sofern bestim-

me Voraussetzungen erfüllt sind:

• die Informationsquelle muss dem Me-

dium bekannt sein;

• das Thema muss von öffentlicher Re-

levanz sein;

• es muss gute Gründe dafür geben,

dass die Information jetzt und nicht

erst viel später publik werden soll; der

Vorteil im publizistischen Wettbewerb

genügt nicht als Rechtfertigung;

• es muss erwiesen sein, dass das The-

ma oder Dokument dauerhaft als ge-

heim klassifiziert oder als vertraulich

deklariert wird und es nicht bloss einer

kurze Sperrfrist von einigen Stunden

oder Tagen unterliegt;

• die Indiskretion durch die Informantin

/ den Informanten muss absichtlich

und freiwillig erfolgt sein, die Informa-

tion darf nicht durch unlautere Metho-

den (Bestechung, Erpressung, Wan-

zen, Einbruch oder Diebstahl) erwor-

ben worden sein;

• die Veröffentlichung darf keine äus-

serst wichtigen Interessen wie z.B.

schützenswerte Rechte, Geheimnisse

usw. tangieren.

Richtlinie a.2 – Privatunternehmen

Privatunternehmen sind Gegenstand der

journalistischen Recherche, wenn sie

aufgrund ihres wirtschaftlichen Gewichts

und/oder ihrer gesellschaftlichen Bedeu-

tung zu den wichtigen Akteuren einer

Region gehören.
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Buchstabe b.

der «Erklärung der Rechte»

Sie dürfen nicht veranlasst werden,

beruflich etwas zu tun oder zu äus-

sern, was den Berufsgrundsätzen

oder ihrem Gewissen widerspricht.

Aus dieser Haltung dürfen ihnen kei-

nerlei Nachteile erwachsen.

Buchstabe c.

der «Erklärung der Rechte»

Sie dürfen jede Weisung und jede

Einmischung zurückweisen, die ge-

gen die allgemeine Linie ihres Publi-

kationsorgans verstossen. Diese all-

gemeine Linie muss ihnen vor ihrer

Anstellung schriftlich mitgeteilt wer-

den; ihre einseitige Änderung oder

Widerrufung ist unstatthaft und stellt

einen Vertragsbruch dar.

Buchstabe d

der «Erklärung der Rechte»

Sie haben Anspruch auf Transparenz

über die Besitzverhältnisse ihres Ar-

beitgebers. Sie müssen als Mitglied

einer Redaktion vor jeder wichtigen

Entscheidung, die Einfluss auf den

Gang des Unternehmens hat, infor-

miert und anghört werden. Die Red-

aktionsmitglieder sind insbesondere

vor dem definitiven Entscheid über

Massnahmen zu konsultieren, wel-

che eine grundlegende Änderung in

der Zusammensetzung der Redak-

tion oder ihrer Organisation zur Fol-

ge haben.

Buchstabe e.

der «Erklärung der Rechte»

Sie haben Anspruch auf eine ange-

messene berufliche Aus- und

Weiterbildung.

Buchstabe f.

der «Erklärung der Rechte»

Sie haben Anspruch auf eine klare

Regelung der Arbeitsbedingungen

durch einen Kollektivvertrag. Darin

ist festzuhalten, dass ihnen durch

ihre Tätigkeit in den Berufsorganisa-

tionen keine persönlichen Nachteile

entstehen dürfen.

Buchstabe g.

der «Erklärung der Rechte»

Sie haben das Recht auf einen per-

sönlichen Anstellungsvertrag, der

ihnen ihre materielle und moralische

Sicherheit gewährleisten muss. Vor

allem soll durch eine angemessene

Entschädigung ihrer Arbeit, die ihrer

Funktion, ihrer Verantwortung und

ihrer sozialen Stellung Rechnung

trägt, ihre wirtschaftliche Unabhän-

gigkeit als Journalistinnen und Jour-

nalisten sichergestellt werden.

Diese Richtlinien wurden vom Schweizer

Presserat an seiner konstituierenden Sit-

zung vom 18. Febr. 2000 verabschiedet

und an den Plenarsitzungen vom 9. Nov.

2001, 28. Febr. 2003, 7. Juli 2005, 16. Sept.

2006, vom24.Aug.2007und3.Sept. 2008

revidiert und per 1. Juli 2009 in Kraft gesetzt.


